
Referat 2 - Rat und Verwaltung 
 
Bekanntmachung über die Absenkung der Zahl der erforderlichen Unterstüt-
zungsunterschriften für die Bundestagswahl am 26. September 2021 für den 
Bundestagswahlkreis 123 – Gelsenkirchen; 
Ergänzung zu der Bekanntmachung vom 07. Mai 2021 
 
Gemäß § 32 der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 03. Juni 2021 (BGBl. I S. 1482) weise ich hiermit in Ergänzung meiner Be-
kanntmachung vom 07. Mai 2021 auf die Absenkung der Zahl der erforderlichen Un-
terstützungsunterschriften für die Kreiswahlvorschläge für den Wahlkreis 123 – Gel-
senkirchen – zur Wahl zum 20. Deutschen Bundestag am 26. September 2021 hin. 
 
Die Zahl der erforderlichen Unterstützungsunterschriften wird auf ein Viertel redu-
ziert. 
 
Kreiswahlvorschläge der Parteien, deren Parteieigenschaft vom Bundeswahlleiter 
festgestellt worden ist, müssen bei der diesjährigen Bundestagswahl von mindestens 
50 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und 
ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. 
 
Andere Kreiswahlvorschläge müssen ebenfalls von mindestens 50 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 50 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anla-
ge 14 der Bundeswahlordnung zu erbringen. 
Dabei ist Folgendes zu beachten: 

 
a) Die Formblätter werden auf Anforderung von der Kreiswahlleiterin kostenfrei zur 

Verfügung gestellt. Sie kann sie auch als Druckvorlage oder elektronisch bereit-
stellen. Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und die Anschrift 
(Hauptwohnung) der vorzuschlagenden Bewerberin bzw. des vorzuschlagenden 
Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, dass für 
die Bewerberin bzw. den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gem.  
§ 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle ihrer bzw. 
seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet, die 
Angabe eines Postfachs genügt nicht. 
 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den Kreiswahlvorschlag 
einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen de-
ren Kennwort anzugeben. 
 

b) Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die 
Erklärung auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben 
der Unterschrift sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift 
(Hauptwohnung) der Unterzeichnerin bzw. des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben. 



Von Wahlberechtigten im Sinne des § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 BWG ist der 
Nachweis für die Wahlberechtigung durch die Angaben gem. Anlage 2 und Abga-
be einer Versicherung an Eides statt zu erbringen. 

 
c) Für jede Unterzeichnerin/jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder geson-

dert eine Bescheinigung der Gemeindebehörde, bei der sie/er im Wählerver-
zeichnis einzutragen ist, beizufügen, dass sie/er im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen 
des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlages bei der Einreichung des 
Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für 
eine andere/einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss 
nachweisen, dass die Betreffende/der Betreffende den Kreiswahlvorschlag unter-
stützt. 

 
d) Wahlberechtigte dürfen nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand 

mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist die Unterschrift auf allen 
Kreiswahlvorschlägen ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO). 

 
Es wird weiterhin dringend empfohlen, die Kreiswahlvorschläge frühzeitig ein-
zureichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Kreiswahlvorschläge 
berühren, noch vor Ablauf der Einreichungsfrist am 19. Juli 2021 behoben wer-
den können. 
 
Gelsenkirchen, 15. Juni 2021 Karin Welge 
 Oberbürgermeisterin 
 als Kreiswahlleiterin 
 

 


